
1912 ― 84,9 Prozent

1998 ― 49 300 000

1972 ― 46,1 Prozent

2017 ― 10,7 Prozent

Wahlbeteiligung bei  
den Reichstagswahlen  
1871 und 1912:

1871 ― 51 Prozent

Stimmenanteil des sozialistischen Lagers 
bei der Reichstagswahl 1919  
und der Bundestagswahl 1972:

1919 ― 45,5 Prozent

Stimmenanteil des liberalen Lagers 
bei der Reichstagswahl 1871  
und der Bundestagswahl 2017:

1871 ― 46,6 Prozent

Abgegebene Stimmen 
bei der Reichstagswahl 1871 
und der Bundestagswahl 1998:

1871 ― 3 900 000

08
Politische  
Partizipation
Marc Debus
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Demokratie benötigt politische Beteiligung der Bürger. In diesem 
Kapitel1 wird – nach einer kurzen Ausführung zu den Erschei-
nungsformen und Auswirkungen des Grades politischer Partizi-
pation – nachgezeichnet, wie sich der Anteil der Wahlberechtigten 
an der Bevölkerung in Deutschland zwischen 1871 und 2017 
entwickelt hat, welche Veränderungen es in der Wahlbeteiligung 
im Zeit verlauf gab und wie groß der Stimmenanteil war, den die 
ideologischen „Lager“ bei Wahlen zum Reichstag und Bundes tag 
auf sich vereinigen konnten.

schen Systems in Deutschland – zu interpretieren. Das Kapi-
tel ist wie folgt aufgebaut: Der zweite Abschnitt gibt einen 
kurzen Überblick zum Begriff „Partizipation“, zu ihren ver-
schiedenen Erscheinungsformen und zur Relevanz des Gra-
des der Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger für das Ver-
trauen in das jeweilige politische System und damit für des-
sen Stabilität und Fortbestand. Abschnitt drei präsentiert 
ausgewählte Zeitreihen, die den Grad der politischen Partizi-
pation in Deutschland reflektieren. Der Schwerpunkt liegt 
hierbei auf dem Anteil der Wahlberechtigten an der Gesamt-
bevölkerung, der Beteiligung der Wahlberechtigten an Parla-
mentswahlen auf nationaler Ebene und den Wahlergebnissen 
ausgewählter ideologischer „Lager“ seit der Etablierung 
Deutschlands als Nationalstaat im Jahr 1871. Zudem werden 
die hier präsentierten Daten vor dem Hintergrund der Ent-
wicklung des politischen Systems in Deutschland und dessen 
Ausprägungen näher interpretiert. 

Politische Partizipation:  
Erscheinungsformen und Impli kationen
Politische Partizipation tritt in unterschiedlichen Erschei-
nungsformen auf und kann – je nach Ausprägung und Aus-
gestaltung – immense Konsequenzen für den politischen 
Prozess und dessen Ergebnisse in demokratisch organisierten 
Staaten haben. Prominente Unterscheidungen wie die von 
Schultze3 erfolgen nach der Differenzierung (1) zwischen in-
stitutionalisierten, das heißt in der Verfassung verankerten, 
und nicht institutionalisierten Formen der Partizipation, (2) 

Demokratie funktioniert nicht ohne ein ausreichendes Maß 
an politischer Teilhabe. Die Relevanz von Partizipation im 
Sinne eines aktiven, am politischen Prozess mitwirkenden 
Bürgers ist nicht neu: In seiner berühmten „Gefallenenrede“ 
betonte schon Perikles, dass nicht der „stille“, alles hinneh-
mende Bürger der Idealtyp sei, sondern vielmehr eine aktive, 
sich in die Belange des Staates einmischende Bürgerschaft 
zentral und essenziell für den Fortbestand und den Erfolg ei-
nes demokratisch organisierten Staates und dessen Gemein-
wesen sei. Vor dem Hintergrund dieser Annahme, auf die 
sich auch viele jüngere Demokratietheorien stützen,2 und im 
Hinblick auf den institutionellen Wandel, den die im 19. Jahr-
hundert etablierten Nationalstaaten über die Zeit hinweg 
durchlaufen haben, ist es notwendig, Datenmaterial zur Ver-
fügung zu haben, anhand dessen das Ausmaß politischer Be-
teiligung in für moderne Demokratien zentralen Institutio-
nen beschrieben und analysiert werden kann. Hierzu zählen 
etwa die Größe der Wählerschaft im Vergleich zur Gesamt-
bevölkerung, sodass bemessen werden kann, wie groß die 
Gruppe in der Bevölkerung eines Staates ist, die an Wahlen 
teilnehmen und damit die Inhalte von Politik bestimmen 
darf, die Beteiligung an Wahlen zu Parlamenten und weite-
ren politischen Ämtern sowie die Stärke politischer Parteien 
auf der Grundlage der von ihnen erzielten Wahlergebnisse. 

Ziel dieses Kapitels ist es, lange Reihen zentraler Indika-
toren zur politischen Partizipation in Deutschland seit dem 
19. Jahrhundert zu präsentieren und – vor dem Hintergrund 
der institutionellen Struktur des jeweils bestehenden politi-
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zwischen direkter und indirekter, reprä-
sentativer Teilhabe und (3) zwischen kon-
ventionellen und unkonventionellen Aus-
prägungen der Mitwirkung am politischen 
Prozess. Für diese Differenzierungen las-
sen sich leicht Beispiele finden. Während 
in der Bundesrepublik Deutschland die 
Beteiligung an einer genehmigten De-
monstration für eine direkte, von der 
Verfassung legitimierte und konventio-
nelle Form der politischen Partizipation 
steht, so ist die Gründung einer Bürger-
initiative oder die Beteiligung daran ein 
Beispiel für einen direkten, konventionel-
len, jedoch nicht verfassten Typ von poli-
tischer Beteiligung. Eine Hausbesetzung 
oder etwa die Blockierung von Bahnglei-
sen wäre nicht nur direkt und nicht ver-
fassten, sondern auch unkonventionell.4 
Die drei beispielhaft genannten Formen 
politischer Partizipation weisen jedoch – 
aus der Perspektive des jeweils teilneh-
menden politischen Akteurs – relativ 
hohe Kosten im Hinblick auf die in die po-
litische Aktion investierte Zeit sowohl vor 
als auch während und auch nach dem po-
litischen  Engagement auf. Der einfachste 
Weg, in modernen, repräsentativ organi-
sierten Demokratien am politischen Pro-
zess teilzuhaben, ist die Beteiligung an 
Wahlen für öffentliche Ämter oder Parla-
mente, bei denen Kandidierende verschie-
dener Parteien, die jeweils unterschiedli-
che ideologisch-programmatische Positi-
onen vertreten, um die Stimmen der 
Wahlberechtigten eines Landes werben. 

Das Kapitel konzentriert sich im Folgen-
den auf die Entwicklung dieser relativ kos-
tengünstigen, verfassten, repräsentativen 
und konventionellen Form der politi-
schen Teilhabe in Deutschland im Zeit-
verlauf und geht der Frage nach, wie sich 
institutionelle Faktoren, insbesondere in 
Form der Ausgestaltung des Wahlrechts, 
auf den Grad der politischen Teilhabe in 
Deutschland seit 1871 ausgewirkt haben.

Zuvor muss jedoch kurz der Frage 
nachgegangen werden, warum es relevant 
ist, sich mit dem Ausmaß politischer Par-
tizipation wissenschaftlich zu beschäfti-
gen. Folgt man der Studie von Easton5 
und damit einem Klassiker der politischen 
Partizipationsforschung, so hängt das 
Fortbestehen eines politischen Systems 
maßgeblich davon ab, ob es in ausreichen-
dem Maß politisch von den Bürgerinnen 
und Bürgern unterstützt wird. Nur wenn 
die Individuen dem politischen System 
durchgängig ein hohes Maß an Vertrauen 
und damit Unterstützung entgegenbrin-
gen, kann es sich gegenüber den sich stän-
dig verändernden externen Einflussfakto-
ren – etwa internationale ökonomische 
Krisen oder außenpolitische Konf likte 
und militärische Auseinandersetzungen – 
langfristig behaupten, da die von den ge-
wählten politischen Repräsentanten ge-
troffenen Entscheidungen nicht immer 
neu durch die Bürgerschaft legitimiert 
werden müssen. Schließlich sorgt ein hin-
reichendes Ausmaß an Vertrauen seitens 
der Bürgerinnen und Bürger in die politi-

3,9
Millionen Stimmen 
wurden bei der 
Reichstagswahl  
1871 abgegeben.

49,3
Millionen gültige 
Stimmen waren  
es bei der Bundes-
tagswahl 1998.
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Teilnahme an Wahlen Wahlergebnisse
Wahl- 

berechtigte  
an der 

Bevölkerung

Wahl- 
be teiligung

abgegebene 
Stimmen;  
ab 1919:  

gültige Stimmen

sozialistisches 
Lager Liberale Konservative Katholiken/

Christdemokraten

Antisemiten/
Rechtsextreme/ 
NSDAP/ Rechts-

populisten
% Mio. %

x0361 x0362 x0363 x0374 x0388 x0398 x0403 x0411
Deutsches Reich

1871 18,7 51,0 3,9 3,2 46,6 23,0 18,6 –

1874 20,3 61,2 5,2 6,8 39,7 14,1 27,9 –

1877 20,5 60,6 5,4 9,1 38,2 17,6 24,8 –

1878 20,7 63,4 5,8 7,6 33,6 26,6 23,1 –

1881 20,0 56,3 5,1 6,1 37,8 23,7 23,2 –

1884 20,3 60,6 5,7 9,7 36,9 22,1 22,6 –

1887 20,6 77,5 7,6 10,1 36,3 25,0 20,1 0,2

1890 20,6 71,6 7,3 19,7 34,3 19,1 18,6 0,7

1893 20,9 72,5 7,7 23,3 27,8 19,2 19,1 3,4

1898 21,0 68,1 7,8 27,2 23,6 15,5 18,8 3,7

1903 21,4 76,1 9,5 31,7 23,1 13,5 19,7 2,6

1907 21,5 84,7 11,3 29,0 25,4 13,6 19,4 2,2

1912 21,8 84,9 12,3 34,8 25,9 12,2 16,4 2,5

1919 58,5 83,0 30,4 45,5 23,0 10,6 19,7 –

1920 58,0 79,2 28,2 41,6 22,2 16,2 17,8 –

4.5.1924 61,9 77,4 29,3 33,9 14,9 22,6 16,6 6,6

7.12.1924 62,5 78,8 30,3 35,2 16,4 23,0 17,3 3,0

1928 64,8 75,6 30,8 40,5 13,6 18,9 15,2 2,6

1930 66,8 82,0 35,0 37,6 8,5 12,2 14,8 18,3

31.7.1932 68,1 84,1 36,9 36,2 2,2 7,2 16,1 37,4

6.11.1932 68,4 80,6 35,5 37,3 2,8 9,8 15,3 33,1

1933 68,1 88,8 39,3 30,6 1,9 8,6 13,9 43,9

Bundesrepublik

1949 63,4 78,5 23,7 34,9 11,9 4,0 34,1 1,8

1953 64,5 86,0 27,6 31,0 9,5 3,3 46,0 1,1

1957 66,0 87,8 29,9 31,8 7,7 3,4 50,2 1,0

1961 66,7 87,7 31,6 38,2 12,8 – 45,3 0,8

1965 65,7 86,8 32,6 40,6 9,5 – 47,6 2,0

1969 64,4 86,7 33,0 42,7 5,8 – 46,1 4,3

1972 67,2 91,1 37,5 46,1 8,4 – 44,9 0,6

1976 68,4 90,7 37,8 42,9 7,9 – 48,6 0,3

1980 70,2 88,6 37,9 43,1 10,6 – 44,5 0,2

1983 71,8 89,1 38,9 38,4 7,0 – 48,8 0,2

1987 74,2 84,3 37,9 37,0 9,1 – 44,3 0,6

Deutschland

1990 75,8 77,8 46,5 35,9 11,0 – 43,8 2,4

1994 74,1 79,0 47,1 40,8 6,9 – 41,4 1,9

1998 74,1 82,2 49,3 46,0 6,2 – 35,1 3,3

2002 74,4 79,1 48,0 42,5 7,4 – 38,5 1,0

2005 75,1 77,7 47,3 42,9 9,8 – 35,2 2,2

2009 76,0 70,8 43,4 34,9 14,6 – 33,8 1,9

2013 76,9 71,5 43,7 34,3 4,8 – 41,5 6,2

2017 74,5 76,2 46,5 29,7 10,7 – 32,9 13,0

u Tab 1 Teilnahme an Wahlen
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Abb 1: Anteil der Wahlberechtigten zu Reichstags- und Bundestagswahlen von 1871 bis 2009 an allen Einwohnern Deutschlands – in Prozent

Abb 2: Entwicklung der Wahlbeteiligung zu Reichstags- und Bundestagswahlen von 1871 bis 2013 – in Prozent

schen Institutionen dafür, dass die getrof-
fenen Entscheidungen von Parlament und 
Regierung im Sinne aller sind. Die Makro-
ebene – demokratische politische Systeme 
und ihre Institutionen – braucht daher auf 
der Mikroebene Bürgerinnen und Bürger, 
die am politischen Prozess, etwa durch die 
Beteiligung an Wahlen und Abstimmun-
gen, teilhaben und so eine legitimierte  
Basis für das politische Handeln der ge-
wählten Repräsentanten schaffen.6

Eine niedrige Wahlbeteiligung kann 
Folgen für die Inhalte und Ergebnisse von 
Politik haben. Wenn etwa bestimmte sozi-
ale Gruppen unter den tatsächlich Wählen-
den über- bzw. unterrepräsentiert sind, 
dann besteht der Anreiz für die gewählten 
Repräsentanten, die Politikinhalte so zu 
gestalten, dass diese eher den sozialen 
Gruppen entsprechen und zu Gute kom-
men, die eine höhere Bereitschaft zur 
Wahlteilnahme aufweisen. Was ist der the-
oretische Hintergrund für diesen Mecha-
nismus? Wenn Parteien und ihre Kandidie-
renden vor allem das Ziel der Maximierung 
ihres Stimmenanteils und die Wiederwahl 
verfolgen 7 und die Wählenden sich zu ei-
nem nicht unbedeutenden Grad auch auf 
Basis der inhaltlichen Versprechungen von 
Parteien und Kandidierenden entscheiden, 

wie von zahlreichen Studien empirisch 
nachgewiesen wurde,8 dann besteht für um 
Stimmen werbende, responsiv handelnde – 
das heißt die Interessen der Bürgerinnen 
und Bürger aufgreifende – politische Ak-
teure ein deutlicher Anreiz, solche Politik-
inhalte zu implementieren, von denen vor 
allem diejenigen sozialen Gruppen profitie-
ren, die eine höhere Bereitschaft zur politi-
schen Partizipation aufweisen.9 Dies impli-
ziert die Gefahr der systematischen Ver-
nachlässigung der Interessen der Teile der 
Wählerschaft, die mit höherer Wahrschein-
lichkeit nicht wählen gehen.10 Für die Er-
gebnisse des politischen Prozesses wie Re-
gierungsbildung und Regierungshandeln 
kommt es also nicht nur darauf an, wie 
hoch die Wahlbeteiligung ausfällt, son-
dern auch, dass die verschiedenen Grup-
pen einer Gesellschaft sich zu gleichen 
Maßen an Wahlen zu öffentlichen Äm-
tern beteiligen. Während das individuelle 
Verhalten von einer Vielzahl sozioökono-
mischer und sozialisationsbedingter Fak-
toren – etwa Alter, Einkommen, Bildung, 
politisches Interesse und politische Ein-
stellungen sowie dem regional-familiären 
Umfeld und dem jeweiligen „sozialen Ka-
pital“ – abhängt,11 die hier im Folgenden 
nicht näher beleuchtet werden können, so 

ist ein zentraler institutioneller Faktor 
das jeweilige Wahlrecht, das definiert, 
welche Teile der Bevölkerung überhaupt 
am politischen Prozess in Form der Parti-
zipation an Wahlen teilnehmen dürfen. 
Im Folgenden wird daher nicht nur die 
Wahl beteiligung bei Wahlen zum Reichs-
tag und Bundestag in Deutschland seit 
1871 betrachtet, sondern in einem vorge-
lagerten Schritt untersucht, wie groß 
überhaupt der Anteil der wahlberechtig-
ten Staatsangehörigen an der Gesamtbe-
völkerung war. Schließlich werden die 
Stimmenanteile der Parteien ausgewähl-
ter ideologischer „Lager“ im Zeitverlauf 
analysiert, um die – im Großen und Gan-
zen hohe – Stabilität der ideologischen 
Grundausrichtung der Wählenden trotz 
massiver Erweiterungen des Elektorats 
um große Teile der deutschen Bevölke-
rung im Zeitverlauf von rund 130 Jahren 
nachzuzeichnen. 

Entwicklung der politischen  
Partizipation in Deutschland  
seit 1871
Die Darstellung konzentriert sich im Fol-
genden auf die in modernen, repräsentativ 
organisierten Demokratien am häufigsten 
angewandte und – für die Bürgerinnen 

u Abb 1 Anteil der Wahlberechtigten zu Reichstags- und Bundestagswahlen an allen Einwohnern — in Prozent
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und Bürger – am wenigsten kosteninten-
sive Form der politischen Partizipation 
und untersucht den Grad der Teilnahme 
an Wahlen zum Parlament auf nationaler 
Ebene in Deutschland seit 1871. Der erste 
Schritt liegt zunächst darin festzustellen, 
wie groß der Kreis derjenigen Bevölke-
rungsteile war, die überhaupt an einer 
Wahl zum Reichstag von 1871 bis 1933 bzw. 
zum Deutschen Bundestag teilnehmen 
durften. In einem zweiten Schritt geht der 
Beitrag der Frage nach, wie sich der Anteil 
der Wahlberechtigten, die an einer Reichs-
tags- bzw. Bundestagswahl teilgenommen 
haben, über die Zeit entwickelt hat. 
Schließlich wird die Entwicklung der Er-
gebnisse der aus mitunter mehreren Par-
teien mit ähnlicher ideologischer Ausrich-
tung zusammengesetzten „Lager“12 näher 
beleuchtet, die Deutschland aufgrund ih-
rer Kontrolle über Mandate in Parlament 
und Regierung seit dem ausgehenden 
19. Jahrhundert maßgeblich geprägt haben.

Anteil der Wahlberechtigten
Der Anteil der Wahlberechtigten eines 
Staates gibt Aufschluss darüber, wie ex-
klusiv das Wahlrecht im Hinblick auf die 
Anzahl der Menschen ist, die am politi-
schen Prozess durch die Wahl von Reprä-
sentanten und damit indirekt an der Ge-
staltung politischer Inhalte teilhaben 
können. Tabelle 1 und Abbildung 1 illus-
trieren, zu welchem Grad die Einwohner-
innen und Einwohner Deutschlands seit 
1871 bei Wahlen zum Reichstag und Bun-
destag aufgrund des – sich über die Zeit 
verändernden – Wahlrechts eingebunden 
wurden. So waren bei den Wahlen zum 
Reichstag im Deutschen Kaiserreich von 
1871 bis 1912 nur männliche deutsche 
Staatangehörige ab der Vollendung ihres 
25. Lebensjahres, die zudem nicht unter 
Vormundschaft standen, sich nicht im 
Konkurs befanden oder Armenunterstüt-
zung erhielten, berechtigt teilzunehmen, 
was in diesem Zeitraum einem Anteil von 
rund einem Fünftel der Bevölkerung 
gleichkam. Mit der Ausweitung des Wahl-
rechts auf die weiblichen deutschen 
Staatsangehörigen und die Senkung des 
Wahlalters auf 20 Jahre stieg dieser Wert 

auf 58,5 Prozent bei der Wahl zur Natio-
nalversammlung 1919 sprunghaft an.13 Im 
Verlauf der Weimarer Republik stieg der 
Anteil der Wahlberechtigten an der Ge-
samtbevölkerung weiter an und erreichte 
bei der Reichstagswahl im November 
1932 einen Wert von 68,4 Prozent, was 
mit dem Erreichen des Wahlalters durch 
die hohe Anzahl an Staatsange hörigen er-
klärt werden kann, die zwischen den Jah-
ren 1900 und 1910 geboren wurden.

Zur Wahl des ersten Deutschen Bun-
destages im Jahr 1949, bei der das Alter 
zur Erlangung des aktiven Wahlrechts 
wieder auf 21 Jahre erhöht wurde, lag der 
Anteil der Wahlberechtigten an allen Ein-
wohnern Westdeutschlands bei 63,4 Pro-
zent. Dieser Wert wuchs im Zeitverlauf 
auf mehr als 70 Prozent an (zur Bundes-
tagswahl 2013 lag der Anteil der Wahlbe-
rechtigten an der Gesamtbevölkerung bei 
76,9 Prozent), was zum einen mit dem Ab-
senken des Wahlalters auf 18 Jahre ab der 
Bundestagswahl 1972 als auch mit dem 
Anwachsen der Lebenserwartung erklärt 
werden kann. Letzteres führte zu  einem 
immer größer werdenden Anteil der über 
18 Jahre alten Bevölkerung in Deutschland 
an der Gesamtbevölkerung. Zusammen-
gefasst bleibt festzuhalten, dass sich der 
Anteil der vom Wahlrecht und damit ei-
ner grundlegenden Form der politischen 
Partizipation in modernen Demokratien 
ausgesch lossenen Bevölkerung in 
Deutschland signifikant von rund 80 Pro-
zent auf etwa 25 Prozent verringert hat. 
Unter der Annahme, dass es Parteien und 
ihren Vertretern um Stimmenmaximie-
rung geht, müssen die politischen Interes-
sen eines nunmehr großen Teils der Be-
völkerung von den für Parlamentsmanda-
te kandidierenden Parteienvertreterinnen 
und -vertretern aufgegriffen werden. 
Dennoch hat nach wie vor ein nicht un-
bedeutender Teil der Bevölkerung, vor 
 allem Kinder und Jugendliche sowie Per-
sonen ohne deutsche Staatsangehörigkeit, 
auf Bundesebene keine Möglichkeit, sich 
an Wahlen zu  beteiligen und damit seine 
Interessen an  politische Vertreter zu dele-
gieren, was zu  einer Debatte um Reformen 
des Wahlrechts geführt hat.14 u Tab 1, Abb 1

58,5
Prozent der  
deutschen Bevölke-
rung durften bei der 
Wahl zur National-
versammlung 1919  
wählen.

76,9
Prozent waren es  
bei der Bundes-
tagswahl 2013.
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Abb 1: Anteil der Wahlberechtigten zu Reichstags- und Bundestagswahlen von 1871 bis 2009 an allen Einwohnern Deutschlands – in Prozent

Abb 2: Entwicklung der Wahlbeteiligung zu Reichstags- und Bundestagswahlen von 1871 bis 2013 – in Prozent

Weimarer Republik ist zunächst ein Ab-
sinken der Wahlbeteiligung von 83 Pro-
zent bei der Wahl zur Nationalversamm-
lung 1919 auf 75,6 Prozent zur Reichs-
tagswahl 1928 zu beobachten. In den 
Krisenjahren der ersten deutschen Demo-
kratie ab 1929 stieg die Teilnahme an den 
Reichstagswahlen wieder deutlich an und 
erreichte bei der letzten, noch halbwegs 
freien Reichstagswahl im März 1933 ein 

„Allzeithoch“ von 88,8 Prozent. Angesichts 
der Stärke der die parlamentarische Demo-
kratie ablehnenden Parteien KPD, DNVP 
und NSDAP bei den Reichstagswahlen in 
diesem Zeitraum ist eine hohe Wahlbetei-
ligung offenbar nicht automatisch ein In-
dikator für die Zufriedenheit der Wähler-
schaft mit dem politischen System und 
seinen Grundprinzipien, wie dies vielfach 
in den Medien nach Wahlen, die durch 
eine geringe Wahlbeteiligung gekenn-
zeichnet sind, behauptet wird. u Tab 1, Abb 2

Bei den ersten Wahlen zum Deutschen 
Bundestag nach der nationalsozialisti-
schen Diktatur im September 1949 lag die 
Wahlbeteiligung bei 78,5 Prozent und da-
mit deutlich unter den Werten aus den 
frühen 1930er Jahren. Im Lauf der 1950er, 

Wahlbeteiligung
Neben dem Anteil der vom Wahlrecht be-
rücksichtigten Teile einer Gesellschaft ist 
ein zweites Maß für politische Partizipati-
on der Anteil der Wahlberechtigten, die 
von ihrer Möglichkeit der Teilnahme am 
politischen Prozess Gebrauch machen. 
Daher werden der Anteil der an Wahlen 
partizipierenden Wahlberechtigten und 
seine Entwicklung im Zeitverlauf im 
 Folgenden etwas genauer betrachtet. Zu 
beachten ist hierbei, dass auf diesen Wert 
nicht nur die Ausgestaltung des Wahl-
rechts einwirkt, sondern vielmehr auch 
die Werte und Einstellungen der Individu-
en, die – je nach persönlichem Kontext – 
eine höhere oder niedrigere Bereitschaft 
zur Teilnahme an Wahlen zum Reichstag 
oder Bundestag aufweisen können. 

Tabelle 1 und Abbildung 2 geben die 
Anzahl der Wählenden sowie deren Anteil 
an allen Wahlberechtigen wieder, die an 
den Wahlen im Beobachtungszeitraum 
teilgenommen haben. Die Beteiligung an 
den Wahlen zum deutschen Parlament 
stieg im Lauf des Kaiserreichs von 1871 
bis 1912 von 51 Prozent auf 84,9 Prozent 
aller Wahlberechtigten deutlich an. In der 

91,1
Prozent der Wahl-
berechtigten be-
teiligten sich im Jahr 
1972 an der Bundes-
tagswahl – ein bisher  
erreichter Höchst-
wert.

u Abb 2 Entwicklung der Wahlbeteiligung an Reichstags- und Bundestagswahlen — in Prozent
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der Parteien hatte. Die Tabellen 2 bis 6 ge-
ben die aufsummierten Stimmenanteile 
der Parteien wieder, die – in Anlehnung 
an die Studie von Rohe16 – zu ideologisch 
ähnlich ausgerichteten „Parteifamilien“17 

oder  „Lagern“ gehören.18 Dies ist einmal 
das  „sozialistische“ Lager, zu dem die 
SPD bzw. ihre Vorläuferin, die Sozialisti-
sche Arbeiter partei Deutschlands, die Un-
abhängige  Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands (USPD), die Kommunisti-
sche Partei (KPD/DKP), die Deutsche 
Friedensunion (DFU), die Partei des de-
mokratischen Sozialismus (PDS) sowie 
die Linke zählen. Als Parteien des libera-
len Lagers gelten im Kaiserreich die Nati-
onalliberalen, die Deutsche Freisinnige 
Partei, die Liberale Vereinigung und die 
Deutsche Fortschrittspartei. In der Wei-
marer Republik gehören die Deutsche De-
mokratische Partei (DDP; ab 1930: Deut-
sche Staatspartei, DStP) sowie die Deut-
sche Volkspartei (DVP) zur liberalen 
Parteifamilie und in der Bundesrepublik 
ab 1949 die Freien Demokraten (FDP). 
Zu den parteipolitischen Vertretern des 
konservativen Lagers wird für den Zeit-
raum des Kaiserreichs die Deutsche 
Reichspartei sowie die Deutschkonserva-
tive Partei  gezählt, für die Weimarer Re-
publik die Deutschnationale Volkspartei 
(DNVP),  das Deutsche Landvolk, die 
Deutsche  Bauernpartei, der Landbund so-
wie die Deutsch-Hannoversche Partei und 
für die Bundesrepublik die Deutsche Par-
tei. Das katholische bzw. ab 1949 christde-
mokratische Lager besteht aus der Zen-
trumspartei sowie von 1919 bis 1933 aus 
Zentrum und Bayerischer Volkspartei. Für 
den Zeitraum ab 1949 werden zur Ermitt-
lung der Stärke des katholisch-christde-
mokratischen Lagers die Stimmenanteile 
von CDU und CSU sowie des Zentrums 
aufaddiert. Das rechtsextreme, antisemi-
tisch durchsetzte Lager besteht zu Zeiten 
des Kaiserreichs aus den Antisemiten, 
während der Weimarer Republik aus der 
NSDAP und seit 1949 aus den weit rechts 
stehenden bzw. rechtsextremen Parteien 
Deutsche Konservative Partei/Deutsche 
Rechtspartei (DKP/DRP), der Nationalde-
mokratischen Partei Deutschlands (NPD), 

1960er und insbesondere der 1970er Jahre 
stieg der Anteil der Bürgerinnen und Bür-
ger, die von ihrem Wahlrecht bei Bundes-
tagswahlen Gebrauch machten, deutlich 
an und erreichte 1972 und 1976 Höchst-
werte von 91,1 Prozent bzw. 90,6 Prozent. 
Auch 1980 und 1983 blieb der Anteil der 
abgegebenen Stimmen an der Zahl der 
Wahlberechtigten mit 88,6 Prozent bzw. 
89,1 Prozent sehr hoch. Im Zeitraum zwi-
schen den Bundestagswahlen 1987 und 
2009 ging die Wahlbeteiligung nahezu 
kontinuierlich zurück – Ausnahmen bil-
deten die Wahlen 1994 und 1998 – und er-
reichte mit einem Wert von 70,8 Prozent 
im Jahr 2009 einen Tiefpunkt, der – wenn 
man die Zeitreihe in Tabelle 1 heranzieht – 
zuletzt bei der Reichstagswahl 1884 nied-
riger war. Zur Bundestagswahl 2013 stabi-
lisierte sich die Wahlbeteiligung, wenn 
auch mit einem Wert von 71,5 Prozent auf 
niedrigem Niveau, um dann – auch im 
Zuge der anwachsenden parteipolitischen 
Polarisierung infolge der Migrations- und 
Integrationspolitik15 – auf 76,2 Prozent bei 
der Bundestagswahl 2017 anzusteigen. 
Dies deutet darauf hin – auch wenn man 
die Beispiele der Reichstagswahlen aus 
den Jahren 1930, 1932 und 1933 heran-
zieht –, dass von hohen Wahlbeteiligungs-
werten nicht automatisch auf eine hohe 
Zufriedenheit mit dem politischen System 
und seiner Institutionenstruktur ge-
schlossen werden kann. Vielmehr kann 
auch ein angewachsenes Ausmaß an ideo-
logischer Polarisierung dazu führen, dass 
mehr Bürgerinnen und Bürger sich an 
Parlamentswahlen beteiligen.

Wahlergebnisse nach  
ideologischen Lagern
Abschließend soll ein Blick auf die Ent-
wicklung des Abschneidens der ideologi-
schen Lager bei Reichstags- und Bundes-
tagswahlen seit 1912 geworfen werden, 
was Aufschluss über die Einstellungen der 
Wählerschaft im Zeitverlauf bringen soll 
und zudem die Beantwortung der Frage 
zulässt, ob die Ausdehnung des Wahl-
rechts auf Frauen 1919 und auf jüngere 
Bevölkerungsgruppen in den Jahren 1919 
und 1972 Auswirkungen auf die Stärke 

70,8
Prozent Wahlbetei-
ligung 2009 waren  
der geringste Wert  
bei Wahlen zum Deut-
schen Bundes tag.
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Abb 3: Stimmenanteile fünf ausgewählter ideologischer Lager seit 1871 im Zeitverlauf – in %

den Republikanern (REP) und der Deut-
schen Volksunion (DVU). Hinzu kommt 
die 2013 gegründete „Alternative für 
Deutschland“ (AfD). Die AfD verstand 
sich zwar zunächst als europaskeptische, 
rechtsliberale Partei; jedoch zeigen empi-
risch-analytische Studien, dass die AfD 
sich nicht erst infolge des Migrations-
stroms nach Europa a l lgemein und 
Deutschland insbesondere seit dem 
Spätsommer 2015 zu einer rechtspopulis-
tischen Partei mit einem starken, ideolo-
gisch weit rechts stehenden innerparteili-
chem Flügel gewandelt hat, sondern dass 
diese spezifische ideologische Ausrich-
tung bereits bei der Bundestagswahl 2013 
deutlich feststellbar war.19 Abbildung 3 
vermittelt eine Übersicht zur Entwick-
lung des Stimmenanteils der jeweiligen 
ideologischen „Lager“ im Zeitverlauf von 
1871 bis 2017. u Abb 3

Die Ergebnisse zeigen, dass das sozialis-
tische Lager während des Kaiserreichs und 
damit während des Industrialisierungspro-

zesses an immer stärkerem Rückhalt in der 
Wählerschaft gewann, sodass die SPD bei 
der Reichstagswahl 1912 knapp 35 Prozent 
der Stimmen erreichte. u Tab 2 

Jedoch spiegelt sich die zunehmende 
Stärke der Sozialdemokratie nicht adäquat 
durch den Grad ihrer parlamentarischen 
Repräsentation im Reichstag wider. Der 
Grund dafür war, dass die Wahlkreis-
einteilung trotz der massiven Bevölke-
rungsbewegungen in die industriellen Bal-
lungszentren und der damit verbundenen 
zunehmenden Urbanisierung zwischen 
1871 bzw. 1873 und 1912 nicht verändert 
wurde.20 Da die Hochburgen der SPD vor 
allem in städtisch-industriell geprägten 
Regionen des Deutschen Reiches lagen, 
profitierten vor allem die in den länd-
lichen  Regionen überdurchschnittlich 
starken konservativen Parteien von der 
nicht veränderten Wahlkreiseinteilung. 
Lösche 21 verdeutlicht dies an folgendem 
Beispiel: Zur Reichstagswahl 1912 gab es 
12 000 Wählende im ländlichen Wahlkreis 

u Abb 3 Stimmenanteile fünf ausgewählter ideologischer Lager seit 1871 im Zeitverlauf — in Prozent

45,5
Prozent der Stimmen 
konnte das sozialis-
tische Lager aus  
SPD und USPD bei 
der Wahl 1919 auf 
sich vereinigen.
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u Tab 2 Sozialistisches Lager

SPD

Unabhängige  
Sozialdemo-

kratische Partei 
Deutschlands 

(USPD)

Kommunistische  
Partei Deutschlands/

Deutsche  
Kommunistische Partei  

(KPD/DKP)

Deutsche  
Friedens-Union 

(DFU)
PDS/Linke sozialistisches Lager insgesamt

% Mio.

x0369 x0370 x0371 x0372 x0373 x0374 x0375
Deutsches Reich

1871 3,2 – – – – 3,2 0,1

1874 6,8 – – – – 6,8 0,4

1877 9,1 – – – – 9,1 0,5

1878 7,6 – – – – 7,6 0,4

1881 6,1 – – – – 6,1 0,3

1884 9,7 – – – – 9,7 0,6

1887 10,1 – – – – 10,1 0,8

1890 19,7 – – – – 19,7 1,4

1893 23,3 – – – – 23,3 1,8

1898 27,2 – – – – 27,2 2,1

1903 31,7 – – – – 31,7 3,0

1907 29,0 – – – – 29,0 3,3

1912 34,8 – – – – 34,8 4,3

1919 37,9 7,6 – – – 45,5 13,8

1920 21,6 17,9 2,1 – – 41,6 11,7

4.5.1924 20,5 0,8 12,6 – – 33,9 9,9

7.12.1924 26,0 0,3 8,9 – – 35,2 10,7

1928 29,8 0,1 10,6 – – 40,5 12,4

1930 24,5 – 13,1 – – 37,6 13,2

31.7.1932 21,6 – 14,6 – – 36,2 13,3

6.11.1932 20,4 – 16,9 – – 37,3 13,2

1933 18,3 – 12,3 – – 30,6 12,0

Bundesrepublik

1949 29,2 – 5,7 – 34,9 8,3

1953 28,8 – 2,2 – 31,0 8,6

1957 31,8 – – – 31,8 9,5

1961 36,2 – – 1,9 – 38,2 12,0

1965 39,3 – – 1,3 – 40,6 13,2

1969 42,7 – – – – 42,7 14,1

1972 45,8 – 0,3 – – 46,1 17,3

1976 42,6 – 0,3 – – 42,9 16,2

1980 42,9 – 0,2 – – 43,1 16,3

1983 38,2 – 0,2 – – 38,4 14,9

1987 37,0 – – – – 37,0 14,0

Deutschland

1990 33,5 – – – 2,4 35,9 16,7

1994 36,4 – – – 4,4 40,8 19,2

1998 40,9 – – – 5,1 46,0 22,7

2002 38,5 – – – 4,0 42,5 20,4

2005 34,2 – – – 8,7 42,9 20,3

2009 23,0 – – – 11,9 34,9 15,1

2013 25,7 – – – 8,6 34,3 15,0

2017 20,5 – – – 9,2 29,7 13,8
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u Tab 3 Liberale

National-
liberale 
Partei 
(NLP)

Deutsche 
Frei- 

sinnige 
Partei 
(DFP)

Liberale 
Reichs-
partei 
(LRP)

Deutsche 
Fort- 

schritts- 
partei 
(DFP)

Deutsche 
Volks-
partei 
(DtVP)

Frei-
sinnige 
Volks-
partei 
(FVp)

Frei- 
sinnige  
Vereini-

gung  
(FVg)

Fort-
schritt-

liche 
Volks-
partei 
(FVP)

Unab- 
hängige 

und 
sonstige 
Liberale

Deutsche 
Volks-
partei 
(DVP)

Deutsche 
Demo- 

kratische 
Partei/ 

Deutsche 
Staats- 
partei  

(DDP/DStP)

FDP Liberale  
insgesamt

% Mio.

x0376 x0377 x0378 x0379 x0380 x0381 x0382 x0383 x0384 x0385 x0386 x0387 x0388 x0389
Deutsches Reich

1871 30,1 – 7,2 8,8 0,5 – – – – – – – 46,6 1,8

1874 29,7 – 1,0 8,6 0,4 – – – – – – – 39,7 2,1

1877 27,2 – – 7,7 0,8 – – – 2,5 – – – 38,2 2,1

1878 23,1 – – 6,7 1,1 – – – 2,7 – – – 33,6 1,9

1881 14,7 – – 12,7 2,0 – – – 8,4 – – – 37,8 1,9

1884 17,6 17,6 – – 1,7 – – – – – – – 36,9 2,1

1887 22,2 12,9 – – 1,2 – – – – – – – 36,3 2,7

1890 16,3 16,0 – – 2,0 – – – – – – – 34,3 2,5

1893 13,0 – – – 2,2 8,7 3,9 – – – – – 27,8 2,1

1898 12,5 – – – 1,4 7,2 2,5 – – – – – 23,6 1,8

1903 13,8 – – – 1,0 5,7 2,6 – – – – – 23,1 2,2

1907 14,5 – – – 1,2 6,5 3,2 – – – – – 25,4 2,9

1912 13,6 – – – – – – 12,3 – – – – 25,9 3,2

1919 – – – – – – – – – 4,4 18,6 – 23,0 7,0

1920 – – – – – – – – – 13,9 8,3 – 22,2 6,3

4.5.1924 – – – – – – – – – 9,2 5,7 – 14,9 4,3

7.12.1924 – – – – – – – – – 10,1 6,3 – 16,4 5,0

1928 – – – – – – – – – 8,7 4,9 – 13,6 4,2

1930 – – – – – – – – – 4,7 3,8 – 8,5 3,0

31.7.1932 – – – – – – – – – 1,2 1,0 – 2,2 0,8

6.11.1932 – – – – – – – – – 1,9 1,0 – 2,8 1,0

1933 – – – – – – – – – 1,1 0,8 – 1,9 0,8

Bundesrepublik

1949 – – – – – – – – – – – 11,9 11,9 2,8

1953 – – – – – – – – – – – 9,5 9,5 2,6

1957 – – – – – – – – – – – 7,7 7,7 2,3

1961 – – – – – – – – – – – 12,8 12,8 4,0

1965 – – – – – – – – – – – 9,5 9,5 3,1

1969 – – – – – – – – – – – 5,8 5,8 1,9

1972 – – – – – – – – – – – 8,4 8,4 3,1

1976 – – – – – – – – – – – 7,9 7,9 3,0

1980 – – – – – – – – – – – 10,6 10,6 4,0

1983 – – – – – – – – – – – 7,0 7,0 2,7

1987 – – – – – – – – – – – 9,1 9,1 3,4

Deutschland

1990 – – – – – – – – – – – 11,0 11,0 5,1

1994 – – – – – – – – – – – 6,9 6,9 3,3

1998 – – – – – – – – – – – 6,2 6,2 3,1

2002 – – – – – – – – – – – 7,4 7,4 3,5

2005 – – – – – – – – – – – 9,8 9,8 4,6

2009 – – – – – – – – – – – 14,6 14,6 6,3

2013 – – – – – – – – – – – 4,8 4,8 2,1

2017 – – – – – – – – – – – 10,7 10,7 5,0
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Schaumburg-Lippe, während der gewähl-
te Abgeordnete des urbanen Berliner 
Wahlkreises Teltow-Charlottenburg rund 
300 000 Wählende im Reichstag vertrat. 
Dieser Zusammenhang wird auch durch 
eine genauere Betrachtung der Ergebnisse 
in den Wahlkreisen des Kaiserreichs für 
die Reichstagswahlen 1898 deutlich, bei 
denen die Sozialdemokraten 27,2 Prozent 
der Stimmen gewannen, aber nur in 56 – 
meist urbanen – Wahlkreisen die Mehr-
heit und damit ein Mandat erringen 
konnten. Die Deutsch-Konservative Par-

tei  gewann ebenfalls 56 Sitze im 1898 ge-
wählten Reichstag, allerdings genügte ihr 
dafür ein reichsweiter Stimmenanteil von 
11,1 Prozent.

Zu den Wahlen in der Weimarer Repu-
blik, bei denen sich das sozialistische Lager 
zunächst in SPD und „Unabhängige Sozi-
aldemokraten“, später in SPD und KPD 
spaltete, sahen sich die entsprechenden 
Parteien zusammen bei regelmäßig mehr 
als 30 Prozent der Stimmen; 1919, 1920 
und 1928 konnten die Parteien des sozia-
listischen Lagers sogar mehr als 40 Prozent 

der Stimmen erreichen. Das liberale Lager 
verlor zwischen 1871 und 1933 kontinuier-
lich an Bedeutung; gleiches, wenn auch in 
weniger starkem Ausmaß, gilt für die Par-
teien des konservativen Lagers. u Tab 3, Tab 4 

Hingegen blieb die Unterstützung des 
katholischen Zentrums nahezu unverän-
dert, wenn auch dessen Stimmenanteile 
in der Weimarer Republik nicht wieder 
an die frühen  Erfolge in den 1870er und 
1880er Jahren von rund einem Viertel der 
abgegebenen gültigen Stimmen anknüp-
fen konnten. u Tab 5

u Tab 4 Konservative
Deutsche 
Reichs- 
partei/

Freikon- 
ser vative

Deutsch-
konservative 

Partei  
(DKP)

Deutsch-
nationale 

Volkspartei 
(DNVP)

Deutsches 
Landvolk

Deutsche 
Bauern - 
partei

Landbund
Deutsch- 
Hannover-
sche Partei 

(DHP)

Deutsche 
Partei 
(DP)

Konservative  
insgesamt

% Mio.
x0390 x0391 x0392 x0393 x0394 x0395 x0396 x0397 x0398 x0399

Deutsches Reich

1871 8,9 14,1 – – – – – – 23,0 0,9

1874 7,2 6,9 – – – – – – 14,1 0,7

1877 7,9 9,7 – – – – – – 17,6 1,0

1878 13,6 13,0 – – – – – – 26,6 1,5

1881 7,4 16,3 – – – – – – 23,7 1,2

1884 6,9 15,2 – – – – – – 22,1 1,2

1887 9,8 15,2 – – – – – – 25,0 1,9

1890 6,7 12,4 – – – – – – 19,1 1,4

1893 5,7 13,5 – – – – – – 19,2 1,5

1898 4,4 11,1 – – – – – – 15,5 1,2

1903 3,5 10,0 – – – – – – 13,5 1,3

1907 4,2 9,4 – – – – – – 13,6 1,5

1912 3,0 9,2 – – – – – – 12,2 1,5

1919 – – 10,3 – – – 0,3 – 10,6 3,2

1920 – – 15,1 – – – 1,1 – 16,2 4,6

4.5.1924 – – 19,5 – – 2,0 1,1 – 22,6 6,6

7.12.1924 – – 20,5 – – 1,6 0,9 – 23,0 7,0

1928 – – 14,2 1,9 1,6 0,6 0,6 – 18,9 5,8

1930 – – 7,0 3,2 1,0 0,6 0,4 – 12,2 4,2

31.7.1932 – – 6,2 0,2 0,4 0,3 0,1 – 7,2 2,6

6.11.1932 – – 8,8 0,1 0,4 0,3 0,2 – 9,8 3,5

1933 – – 8,0 – 0,3 0,2 0,1 – 8,6 3,4

Bundesrepublik

1949 – – – – – – – 4,0 4,0 0,9

1953 – – – – – – – 3,3 3,3 0,9

1957 – – – – – – – 3,4 3,4 1,0
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u Tab 5 Katholiken / Christdemokraten

Zentrum Bayerische Volkspartei  
(BVP) CDU/CSU

Katholiken /  
Christdemokraten  

insgesamt

% Mio.

x0400 x0401 x0402 x0403 x0404
Deutsches Reich

1871 18,6 – – 18,6 0,7

1874 27,9 – – 27,9 1,4

1877 24,8 – – 24,8 1,3

1878 23,1 – – 23,1 1,3

1881 23,2 – – 23,2 1,2

1884 22,6 – – 22,6 1,3

1887 20,1 – – 20,1 1,5

1890 18,6 – – 18,6 1,3

1893 19,1 – – 19,1 1,5

1898 18,8 – – 18,8 1,5

1903 19,7 – – 19,7 1,9

1907 19,4 – – 19,4 2,2

1912 16,4 – – 16,4 2,0

1919 15,9 3,8 – 19,7 6,0

1920 13,6 4,2 – 17,8 5,0

4.5.1924 13,4 3,2 – 16,6 4,9

7.12.1924 13,6 3,7 – 17,3 5,3

1928 12,1 3,1 – 15,2 4,7

1930 11,8 3,0 – 14,8 5,2

31.7.1932 12,4 3,7 – 16,1 5,9

6.11.1932 11,9 3,4 – 15,3 5,4

1933 11,2 2,7 – 13,9 5,5

Bundesrepublik

1949 3,1 – 31,0 34,1 8,1

1953 0,8 – 45,2 46,0 12,7

1957 – – 50,2 50,2 15,0

1961 – – 45,3 45,3 14,3

1965 – – 47,6 47,6 15,5

1969 – – 46,1 46,1 15,2

1972 – – 44,9 44,9 16,8

1976 – – 48,6 48,6 18,4

1980 – – 44,5 44,5 16,9

1983 – – 48,8 48,8 19,0

1987 – – 44,3 44,3 16,8

Deutschland

1990 – – 43,8 43,8 20,4

1994 – – 41,4 41,4 19,5

1998 – – 35,1 35,1 17,3

2002 – – 38,5 38,5 18,5

2005 – – 35,2 35,2 16,6

2009 – – 33,8 33,8 14,7

2013 – – 41,5 41,5 18,2

2017 – – 32,9 32,9 15,3
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Auffällig ist, dass sich trotz der massi-
ven Ausweitung der Wahlberechtigung 
1919 die Stärken der Lager und auch der 
einzelnen Parteien nicht entscheidend ver-
änderten, was dafür spricht, dass das 
Wahlverhalten bei Reichstagswahlen weder 
vom Geschlecht noch von dem großen 
Austausch der Wählerschaft zwischen 1912 
und 1919 signifikant beeinflusst wurde.22 

Dies legt nahe, dass vor allem die Bindung 
an soziale Milieus ein stabilisierender und 
entscheidender Faktor war, der das Wahl-
verhalten strukturierte.

Eine Ausnahme bilden die Ergebnisse 
der Parteien, die zum rechtsextremen, an-
tisemitischen Lager gezählt werden kön-
nen. Zu Zeiten des Kaiserreichs erreichten 
die politischen Kräfte aus dieser ideologi-
schen Parteifamilie maximal 3,6 Prozent 
der gültigen Stimmen, woran sich auch 
bei den Reichstagswahlen 1924 und 1928 
durch die Kandidatur der Nationalso-
zialistischen Deutschen Arbeiterpartei 
(NSDAP) mit Stimmenanteilen zwischen 
2,6 und 6,6 Prozent zunächst nicht viel 
änderte. Bei den Reichstagswahlen im 
Juni 1932, November 1932 und März 1933 
wurde die NSDAP jedoch stärkste Partei 
und gewann bei diesen Wahlen einen hö-
heren Stimmenanteil als die Parteien des 
sozialistischen Lagers. In der Bundesre-
publik von 1949 bis 1990 konnten rechts-
extreme Parteien zusammen bei keiner 
Bundestagswahl gemeinsam mehr als 5 
Prozent der Stimmen erreichen; 1969 ver-
fehlte die NPD den Einzug in den Bun-
destag mit 4,3 Prozent der abgegebenen 
gültigen Stimmen jedoch nur knapp. Seit 
der Bundestagswahl 1990 stieg der ad-
dierte Stimmenanteil der angetretenen 
ideologisch weit rechts stehenden Partei-
en gegenüber den Wahlen der 1970er und 
1980er Jahre wieder merklich an. Wäh-
rend die um Wählerstimmen werbenden 
rechtsextremen Parteien REP, DVU und 
NPD nicht über mehr als 3,3 Prozent der 
Zweitstimmen hinauskamen, die sie zu-
sammengefasst bei der Bundestagswahl 
1998 errangen, stiegen durch das Antreten 
der AfD bei den Bundestagswahlen 2013 

und 2017 die aufsummierten Stimmenan-
teile rechtsextremer und rechtspopulisti-
scher Parteien auf 6,2 Prozent (2013) und 
13 Prozent (2017) stark an. u Tab 6

Durch die nach 1945 erfolgte Grün-
dung einer konfessionsübergreifenden 
Volkspartei in Form von CDU und CSU, 
die auch liberale und national-konserva-
tive Strömungen umfasste, fand eine sig-
nifikante Änderung des deutschen Partei-
ensystems statt, die zu einer Schwächung 
des liberalen Lagers und einem Aufgehen 
des konservativen im christdemokrati-
schen Lager führte, das in Westdeutsch-
land mit wenigen Ausnahmen die stärkste 
ideologische Strömung war. 

Diese Vorrangstellung des christdemo-
kratischen Lagers schwächte sich seit der 
Wiedervereinigung tendenziell ab, wobei 
die Zerstrittenheit innerhalb des sozialisti-
schen Lagers zwischen SPD auf der einen 
und PDS bzw. Die Linke auf der anderen 
Seite die Stellung der Unionsparteien als 
zentralem Akteur im bundesdeutschen 
Parteiensystem und im ideologischen Par-
teienwettbewerb bis 2017 festigte.23 Daran 
konnte auch die Etablierung der Grünen 
bzw. von Bündnis 90/Die Grünen als weite-
rem Teil des bundesdeutschen Parteiensys-
tems mit parlamentarischer Präsenz seit 
den 1980er Jahren bislang nichts ändern. 
Inwiefern die anwachsenden Stimmenan-
teile für ideologisch weit rechts stehende 
Parteien wie die AfD das tradierte deutsche 
Parteiensystem nachhaltig ändern werden, 
bleibt abzuwarten.   

Ausblick
Eine aktive, am politischen Prozess inter-
essierte und sich gleichzeitig einbringende 
Bürgerschaft ist essenziell für die Stabilität 
moderner Demokratien. Im vorliegenden 
Beitrag wurde gezeigt, dass durch Verän-
derungen im Wahlrecht – unter anderem 
durch die Herabsetzung des Wahlalters 
und insbesondere durch die Verleihung 
des Wahlrechts an Frauen – der Anteil der 
Wahlberechtigten an der deutschen Bevöl-
kerung von rund 20 Prozent zu Zeiten des 
Kaiserreichs auf etwa 75 Prozent in der 

Bundesrepublik erhöht wurde. Unter der 
Annahme, dass vom Wahlrecht solche An-
reize ausgehen, dass die um Stimmen wer-
benden Parteien und Kandidierenden sich 
vor allem auf die Interessen der Wahlbe-
rechtigten konzentrieren, wurde durch die 
Ausweitung des Wahlrechts die Gefahr, 
dass sich Parteien und Kandidierende auf 
die Wünsche einer Minderheit konzent-
rieren, im Zeitverlauf im Großen und 
Ganzen gebannt. Bei der Entwicklung der 
Wahlbeteiligung über die Zeit ist weniger 
ein stetiges Anwachsen, sondern vielmehr 
eine leichte „Glockenkurve“ identifizier-
bar: War der Anteil der an Reichstags- 
und Bundestagswahlen partizipierenden 
Personen an allen Wahlberechtigten vor 
allem in den 1930er sowie in den 1960er, 
1970er und frühen 1980er Jahren sehr 
hoch, so lag er insbesondere bei den ersten 
Reichstagswahlen der 1870er und frühen 
1880er Jahre, aber auch seit den 1990er 
Jahren unter den vormals erzielten Re-
kordwerten von rund 90 Prozent. Der An-
stieg der Wahlbeteiligung seit 2013 deutet 
darauf hin, dass eine anwachsende ideolo-
gische Polarisierung in der Bürgerschaft – 
aufgrund für weite Teile der Bevölkerung 
salienter Themen wie der Finanzkrise, der 
Zukunft der Europäischen Union, Migra-
tion und Integration oder Klimawandel – 
eine zentrale Rolle hierfür spielt. Die Stärke 
der ideologischen Lager blieb trotz der sig-
nifikanten Erweiterungen der Wähler-
schaft und massiver Änderungen in der 
Wirtschafts- und Sozialstruktur Deutsch-
lands aufgrund von Industrialisierung, 
Bildungsexpansion und dem Wandel  zur 
(digitalisierten) Dienstleistungsgesell-
schaft halbwegs stabil; die „Auflösung“ des 
konservativen Lagers sowie die Schwä-
chung der Liberalen kann darauf zurück-
geführt werden, dass mit der Gründung 
der Unionsparteien eine konfessionsüber-
greifende christliche Partei etabliert wurde, 
die zudem liberale und national-konserva-
tive Wählerschichten an sich binden konnte, 
für die aber durch die Etablierung der AfD 
seit 2013 eine neue Herausforderung ent-
stehen kann.
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u Tab 6 Antisemiten / Rechtsextreme / NSDAP / Rechtspopulisten

Antisemiten NSDAP
Deutsche  

Konservative 
Partei /Deutsche 

Rechtspartei 
NPD REP AfD

Antisemiten/
Rechtsextreme/ 

NSDAP/ 
Rechtspopulisten 

insgesamt

% Mio.
x0405 x0406 x0407 x0408 x0409 x0410 x0411 x0412

Deutsches Reich

1871 _ _ _ _ _ _ _ _

1874 _ _ _ _ _ _ _ _

1877 _ _ _ _ _ _ _ _

1878 _ _ _ _ _ _ _ _

1881 _ _ _ _ _ _ _ _

1884 _ _ _ _ _ _ _ _

1887 0,2 _ _ _ _ _ 0,2 < 0,1

1890 0,7 _ _ _ _ _ 0,7 < 0,1

1893 3,4 _ _ _ _ _ 3,4 0,3

1898 3,7 _ _ _ _ _ 3,7 0,3

1903 2,6 _ _ _ _ _ 2,6 0,2

1907 2,2 – _ _ _ _ 2,2 0,2

1912 2,5 – _ _ _ _ 2,5 0,3

1919 _ – _ _ _ _ – –

1920 _ – _ _ _ _ – –

4.5.1924 _ 6,6 _ _ _ _ 6,6 1,9

7.12.1924 _ 3,0 _ _ _ _ 3,0 0,9

1928 _ 2,6 _ _ _ _ 2,6 0,8

1930 _ 18,3 _ _ _ _ 18,3 6,4

31.7.1932 _ 37,4 _ _ _ _ 37,4 13,8

6.11.1932 _ 33,1 _ _ _ _ 33,1 11,7

1933 _ 43,9 _ _ _ _ 43,9 17,3

Bundesrepublik

1949 _ _ 1,8 _ _ _ 1,8 0,4

1953 _ _ 1,1 _ _ _ 1,1 0,3

1957 _ _ 1,0 _ _ _ 1,0 0,3

1961 _ _ 0,8 _ _ _ 0,8 0,3

1965 _ _ _ 2,0 _ _ 2,0 0,7

1969 _ _ _ 4,3 _ _ 4,3 1,4

1972 _ _ _ 0,6 _ _ 0,6 0,2

1976 _ _ _ 0,3 _ _ 0,3 0,1

1980 _ _ _ 0,2 _ _ 0,2 0,1

1983 _ _ _ 0,2 _ _ 0,2 0,1

1987 – – – 0,6 – _ 0,6 0,2

Deutschland

1990 _ _ _ 0,3 2,1 _ 2,4 1,1

1994 _ _ _ – 1,9 _ 1,9 0,9

1998 _ _ _ 0,3 1,8 _ 3,3* 1,6

2002 _ _ _ 0,4 0,6 _ 1,0 0,5

2005 _ _ _ 1,6 0,6 _ 2,2 1,0

2009 – – – 1,5 0,4 _ 1,9 0,8

2013 – – – 1,3 0,2 4,7 6,2 2,7

2017 – – – 0,4 – 12,6 13,0 6,1

inkl. 1,2 % DVU*
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Datengrundlage

Eine historische Analyse ausgewählter Aspekte politischer Partizipation, 
die einen Fokus auf den Anteil der Wahlberechtigten an der Bevölkerung, 
den Anteil der Wählenden an allen Wahlberechtigten und schließlich den 
Anteil zentraler parteipolitischer Akteure an den gültigen abgegeben 
 Stimmen bei Wahlen auf nationaler Ebene hat, muss sich auf die offizielle 
Statistik einerseits, aber auch auf frühere wissenschaftliche Arbeiten  zu 
diesem Themengebiet, die bereits Daten erhoben haben, stützen. Für die 
Zeitperiode seit 2001 wurden Daten des Statistischen Bundesamtes, die 
auch online unter www.destatis.de zur Verfügung  stehen, sowie des Bun-
deswahlleiters (www.bundeswahlleiter.de) verwendet. Über die Anzahl der 
Wahlberechtigten, die Anzahl der Bürgerinnen und Bürger, die an einer 
Reichstags- oder Bundestagswahl teilgenommen haben, sowie über die 
Stimmenzahlen und -anteile der  jeweils bei Wahlen antretenden Parteien 
gibt – für das Deutsche Kaiserreich von 1871 bis 1918 – die Studie von 

Gerhard A. Ritter und Merith Niehuss 24 Aufschluss. Hingegen haben  
Falter, Lindenberger und Schumann 25 Pionierarbeit zu den Wahlen und 
Wahlergebnissen bei den  Wahlen der Weimarer Republik von 1919 bis 
1933 geleistet. Für die  Epoche seit dem Bestehen der Bundes republik 
Deutschland sind detaillierte Informationen zu zentralen Kenngrößen der 
politischen Partizipation über den Bundeswahlleiter (www.bundeswahl-
leiter.de) erhältlich. Zudem sind – im Archiv der GESIS – zahlreiche Wahl-
studien und  Umfragedaten verfügbar, die eine detaillierte, die Individual-
ebene berücksichtigende Perspektive zulassen, sodass  die Ursachen 
und Hintergründe politischer Partizipation tiefgreifender erforscht werden 
können. 
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